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Soziale (Revolution. 


Der Krieg hat durch ſeine lange Dauer 
und Eigenart die Entwicklung unſerer 
Wirtſchaft beſchleunigt und Tendenzen wirk⸗ 
fam befördert, die zu ihrer normalen Durt- 
ſetzung noch Jahrzehnte gebraucht haben 
würden. Die Uebergangswirtſchaft, deren wir 
bei einer anderen Beendigung des Krieges 
und bei Erhaltung des alten Regierungs und 
Wirtſchaftsſyſtem bedurft hätten, wäre nie⸗ 
mals die Uebergangszeit zu Zuſtänden ge- 
weſen, wie ſie vor dem 1. Auguſt 1914 be⸗ 
ſtanden. Immer hätte man ſich damit ver 
traut machen müſſen, daß nach der Ueber⸗ 
gangszeit eine weſentlich veränderte Wirt- 
ſchaft vorhanden geweſen wäre: Ein ge- 
meinwirtſchaftliches Gebilde an Stelle der bis 
dahin gewohnten anarchiſchen, lediglich au 
dem Einzelwillen beruhenden Privatwirtſchaft 
Der Verluſt des Krieges und beſonders die 
Revolution haben die Gewißheit ſolcher Un- 
geitaftung beſiegelt. Was bielleicht vorher 
‚unter dem Zwange der Not unbewußt und 
unetikettiert ſowieſo geſchehen wäre, wird 
jetzt mit Bewußtſein ins Werk geſetzt werden. 
Denn diefe Revolution ift eine ſoziale Revy- 
lution. Und gleichgültig, wie lange die Dikta- 
tur der Volksbeauftragten dauern, gleichgültig 
auch, in welchem Maße die kommende Na- 
tionalverſammlung von den Sozialiſten der 
verſchiedenen Richtungen beherrſcht ſein wird, 
die ſoziale Struktur der deutſchen Volks 
wirtſchaft wird ſich von Grund auf ändern. 

Auf dieje Aenderung ſollten ſich die bitr- 
gerlichen Parteien und ſollte ſich beſonders 
das Unternehmertum von vornherein ein⸗ 
ſtellen. Zu einem Teil iſt das ja ſchon ge⸗ 
ſchehen, indem die Arbeitgeberverbände mit 
der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften 
einen grundlegenden Arbeitsvertrag ge- 
ſchloſſen haben, in dem der ſolange umkämpfte 
Achtſtundentag und die ebenfalls noch immer 
heiß umſtrittene Anerkennung der Ge⸗ 


werkſchaften als ſelbſtverſtändlich feſtgelegt 
wurden. Aber damit wird der Wandel der 
Dinge nicht abgetan fein. Aus der An- 
erkennung der Gewerkſchaften werden Kon⸗ 
ſeguenzen entſtehen. Es ift unausbleiblich, 
daß auch alle übrigen Angeſtellten in ein von 
Grund auf anderes Verhältnis zu den Unter⸗ 
nehmungen treten. Der Unternehmer wird 
ſich für eine große Reihe von Fragen aus 
dem Arbeitsvertrage ein Mitbeſtimmungs⸗ 
recht der Angeſtellten und Arbeiter gefallen 
laſſen müſſen. Er wird von feinen privat⸗ 
kapitaliſtiſchen Beſitzrechten manches ab- 
geben müſſen. Insbeſondere auf ſeine aus 
dieſem Beſitzrecht entſpringende Allgewalt 
verzichten müſſen. Dagegen wird er die 
Stellung des Betriebsleiters unter allen Um⸗ 
ſtänden behalten. Nicht um ſeinetwillen, ſon⸗ 
dern weil der individuelle Betrieb für die 
Volkswirtſchaft den größten Nutzen ſichert. 

Die Grundlage für die zukünftige Wirt⸗ 
ſchaft wird — mindeſtens in gedanklicher Hin⸗ 
ſicht — die ſozialiſtiſche Auffaſſung von der 
Herkunft des fapitaliſſchen Profites aus dem 
vom Arbeiter gezogenen Mehrwert bilden. 
Die einfachſte Löſung für die Beſeitigung der 
daraus entſtehenden Ungerechtigkeiten ſieht der 
deutſche wiſſenſchaftliche Sozialismus nach der 
Marxſchen Lehre in der Vergeſellſchaftung des 
Kapitals, d.h. der ſachlichen Kroduktionsmittel. 
Die Stellung zu dieſer Vergeſellſchaftung De- 
dingt in erſter Linie den Unterſchied zwiſchen 
den augenblicklich um die Herrſchaft ringenden 
ſozialdemokratiſchen Parteien. Die beiden 
Extreme nach rechts und links bilden die 
Mehrheitsſozialiſten auf der einen Seite, die 
Spartakusleute auf der anderen Seite. Sie 
ſtehen ſich genau ſo gegenüber wie die 


Maximaliſten und die Minimaliſten 
in der ruſſiſchen Revolution. Die Spar 
tafusleute als Maximaliſten verſtehen 


die Diktatur des Proletariats in der Weiſe. 
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bedeutet, wie ich in meinen Aufſätzen über die 


daß die durch Gewalt errungene Macht 
unter Ausſchaltung der Demokratie auch ge 
waltſam bewahrt bleiben muß, und daß die 
„Nattonaliſierung“ ſämtlicher ſachlichen Pro⸗ 
duktionsmittel ſofort und energiſch durchge⸗ 
führt werden muß. Die Mehrheitsſozialde⸗ 
mokraten, d. h. die Minimaliſten, wollen die 
Diktatur des Proletariats lediglich auf de 
mokratiſcher Grundlage, d. h. erſt dann, wenn 
ihre Anhänger die Mehrheit in demokra 
tiſch gewählten Körperſchaften bilden, und ſie 


wünſchen die Vergeſellſchaftung ſtufenweiſe 


und mit Bedacht durchgeführt. Im Grunde 
genommen, iſt zwiſchen beiden Auffaſſungen 
alſo nur ein gradueller Unterſchied. Aber 
der iſt von äußerſter Wichtigkeit für den 
ganzen Beſtand unſerer Wirtſchaft. 

Die deutſchen Bolſchewiſten ſtellen ſich 
genau, wie es die Ruſſen getan haben, auf den 


Standpunkt der Annulierung der Kriegsſchul 


den, womöglich iberhanpe gar der Staatsſchul 
den. Aber zwiſchen den ruſſiſchen und den deut 
ſchen Verhältniſſen beſteht vor allem der we— 
entliche Unterſchied, daß die ruſſiſchen Schul⸗ 
den zum überwiegenden Teile Auslands 
ſchulden waren, während bei uns während des 
ganzen Krieges „das Geld im Lande ge- 
blieben “ iit. In Rußland leiſtete bei der 
Aufbringung des Zinſendienſtes daher der 


Arbeiter tatjächlich Frondienſt für einen noch 


dazu im Auslande lebenden ſchmarotzenden 
Kapitaliſten. In Deutſchland dagegen liegen 
ſehr erhebliche, viele Milliarden betragende 
Mengen der Kriegsanleihe bei den Verſiche 
rungsunternehmungen als Reſerven für 
die Auszahlung der Prämien, bei den Banken 
als Anlagen der Geſchäftsgelder der, ver 
ſchiedenartigſten kleinen und großen Unter- 
nehmungen, und endlich bei zahlreichen Un 
ternehmungen des Handels und der Induſtrie 
als Geldaufſpeicherungen des Betriebskapi— 
tals, das bei dem Uebergang der Wirtſchaft 
zum Frieden ſofort für neue Produktion be 
nutzt werden foll. Dabei ſpreche ich abſicht— 
lich gar nicht von dem kleinen und großen 
Beſitz der Rentner und Sparer, weil deffen 
Betrachtung für das, was ich auseinander 
jegen will, eine verhältnismäßig geringe Be 
deutung hat. 

Wenn nun in Deutſchland die Kriegsſchul 
den annulliert werden, fo bedeutet das die Ber 
minderung der Leiſtungsfähigkeit der meiſten 
Fabriken, weil deren Kapital beſchnitten wird, 
damit Mangel an Arbeitsgelegenheit, wahr 


ſcheinlich jogar Arbeit o igkeit, Clend und Not. 


Man iſt deshalb in Deutſchland gezwungen, den 
Staatsſchuldendienſt zu erfüllen. Das aber 


Finanzreform bereits dargelegt habe, die 


Fortſchleppung einer ganz großen Schulden 


laſt, die nur getragen werden kann, durch 
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eine bis zum äußerſten geſteigerte Produkti 
vität. Und lediglich unter dem Geſichtswinkel 
dieſer Produktivität muß verſtändigerweiſe 
auch das Problem der Nationaliſierung, 
Sozialiſierung oder Vergeſellſchaftung an 
geſehen werden. 

Das ruſſiſche Beiſpiel hat gelehrt, daß 
die wahlloſe Nationaliſierung aller Erwerbs 
zweige zu einem vollkommenen Zuſammen 


bruch jeglicher Produktion führt. Nun liegen 
Verhältniſſe - 


hier allerdings die deutſchen 
günſtiger als die ruſſiſchen. Denn in Ruß 
land ſind erſt wenig Zweige 
kapitaliſtiſcher Eutwicktung vorhanden, 
während Deutſchland ein kapitaliſtiſch hoch 
entwickeltes Land iſt. Es wird mithin bei 
uns zu unterſuchen ſein, welche Zweige 
bereits fo entwickelt find, daß, fie die 
Nationaliſierung vertragen. Dazu wird man 
vermutlich alle diejenigen Brauchen rechnen 
ntüſſen, die auch unter der alten Wirtſchafts, 
form für die Monopoliſierung reif geweſen 
wären. Alle bereits vorhandenen Privat 


monopole können zweifellos in die öffent⸗ 


liche Hand übergeführt werden. 


Aber fon hier kommt es ſehr weſent 
lich auf die Form an, die man für das Mono 
pol wählt An die Stelle der Privativirt- 
ſchaft einfach die Staatswirtſchaft zu ſetzen, 
geht nicht au. Daß die einfache Staatswirtſchaft 
im allgemeinen teuerer und ſchlechter als 
die Privatwirtſchaft iſt, darf als feſtſtehend 
betrachtet werden. Das liegt allerdings nicht 
in der Natur der öffentlichen Bewirtſchaftung 
an ſich, ſondern lag vielmehr in der Matie 
des bisherigen Staats und der Eigenart ſei 
nes Beamtenkörpers. Die Tendenz jedes 
Monopols geht dahin, die Technik zu ſtabi⸗ 
liſieren und den Profit auf die leichte Weiſe 
der ungehemmten 
mehren. Das wird beſonders der Fall ſein 
bei jedem monopoliſierten Unternehmungs— 
zweig, der nicht von Unternehmern betrieben, 


ſondern durch Beamte verwaltet wird. Wenn 


alfo Betriebe monopolreif befunden und na 
tionaliſiert werden ſollen, ſo muß, wenn man 
die Steigerung der Produktivität nicht von 
vornherein ausſchalten will, ein Mittel ga 
funden werden, in 
Privatinitiative und das Jitereſſe am Profit 


induſtriell 


Preiserhöhung 54 ver⸗ 


irgendeiner Weiſe die 


einzuſchalten Man kann dieſes Intereſſe eng 


begrenzen. Man kann vor allem die Be- 
wegungsfreiheit des individuellen Willens 
lediglich in der Richtung der Verbeſſerung der 


Technit und der Steigerung der Produktivität 4 


durch dieſe offenlaſſen. Aber in irgendeiner 


Weiſe wird man ein derartiges, durch den 
Profit angeſtachelies Produktivitätsintereſſe 
in den ſozialiſtiſchen Monopolbau einfügen 


müſſen. Der Unternehmer würde auf dieſe 
Weiſe in den Dienſt der Allgemeinheit ges = 
FP . er 
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ſtellt. Seine Stellung würde dann nur noch 
etwa der eines auf Tantieme geſtellten lei 
tenden Privatbeamten entſprechen. Aber es 
wäre eben doch eine Initiative vorhanden, die 
kontrolliert und begrenzt, doch auch in allen 
möglichen Ausſtrahlungen wirkſam wäre. 

Aus dem gleichen Intereſſe an einer 
beſonderen Hebung der Produktivität heraus 
muß die Reife zur Nationaliſierung überall 
ſehr ſorgfältig geprüft werden. Unter Um- 
ſtänden wird man z. B. bei Durchführung 
mancher Monopolien gewiſſe Lücken laſſen 
müſſen, und zwar überall da, wo die lücken 
loſe Durchführung Herabminderungen der 
jetzt ſchon beſtehenden Produktivität zur 
Folge hätte. 

Ein Beiſpiel bietet die Nationaliſierung 
der Kohle. Es iſt wohl zweifellos, daß wir 
in der einen oder anderen Form zum 
Kohlenmonopol kommen werden. Wie iſt 
es nun aber bei gemiſchten Werken, die 
von der Kohlenförderung bis zur Be— 
arbeitung der Halbfabrikate alles in ihren 
Betrieben verarbeiten? Reißt man hier die 
Kohle heraus, ſo unterbindet man einen 
weſentlichen Rentabilitätsfaktor, auf dem 
gleichzeitig die verſtärkte Produktivität des 
Unternehmens beruht. Gerade dieſe Ueber— 
legung wird vielleicht dazu führen, an 
ſtatt den koſtſpieligen Weg des Aufkaufes 
der Kohlengruben zu wählen, lieber dieſe 
einfachſte und billigſte Methode der Ver 
ſtaatlichung des Kohlenſyndikats anzuwenden. 
Das Kohlenſyndikat iſt eine Aktiengeſellſchaft, 
an die alle Zechen die Kohle zu liefern ge— 
zwungen find Wenn man dieſe mit ganz ge- 
ringem Kapital ausgeſtattete Geſellſchaft ver 


ſtaatlicht, fo monopoliſiert man damit den 


Verkauf, kann man den Gruben den Liefe 
rungspreis ſowie Entlohnung und Arbeits- 
zeit der Arbeiter vorſchreiben und gewinnt 
damit auch die Möglichkeit, denjenigen, die 
ſelbſtgeförderte Kohle in Selbſtverbrauch neh- 
men, entſprechende Auflagen zu machen. 
Ueberall da — was ja immer noch in 
der Mehrheit der deutſchen Induſtrien der 


Fall fein wird — wo der Privatbetrieb an- 


gezeigt iſt, muß ſich der Staat an den Ertrag 
halten. Wenn er an die Stelle der Einkom⸗ 
menſteuer bei den gewerblichen Einkommen 
die hohe Ertragsſteuer unter Kontrolle der 
Rückſtellungen ſetzt, ſo hat er es jederzeit 
in der Hand, die zur Steigerung der Produk⸗ 
tivität notwendigen Rückſtellungen zu beein- 
fluſſen und den Werken zu belaſſen. Anderer 
ſeits aber an dem Ertrag ſämtlicher Privat 
unternehmungen in erheblichem Maße teil⸗ 
zunehmen. Er ſchadet damit der Volkswirt⸗ 
ſchaft nicht, ſondern nützt ihr. Tenn der Un. 


ternehmer wird durch die Notwendigkeit 


großer Abgaben bei ſcharfen ſtaatlichen Vor- 


. 


ſchriften für Entlohnung und Arbeitszeit 
Profitſteigerung und Vermögensvermehrung 
durch techniſche Verbeſſerung, Abſatzerweite⸗ 
rung und ähnliches zu gewinnen traten. 
Mit anderen Worten: Die ſszialiſtiſche 
Wirtſchaftsordnung muß ſich den privat⸗ 
kapitaliſtiſchen Mechanismus dienſtbar machen. 
Und zwar nicht bloß in rein techniſch⸗induſtri⸗ 
eller Beziehung, ſondern auch in kreditwirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht. Der Staat kann das 
Riſiko der Kredithergabe unmöglich überneh⸗ 
men. Deshalb verbietet ſich auch die an⸗ 
ſcheinend ſo einfache Verſtaatlichung des 
Bankweſens ſchon innerhalb kurzer Zeit vor- 
zunehmen. Ebenſo falſch wäre es, den feinen 
Mechanismus zu zerſtören, der Geldkapital 
und induſtrielle Produktion miteinander 
verbindet. Es ſcheint an ſich ſehr verlockend, 
alle Aktiengeſellſchaften einfach zu verſtaat⸗ 
lichen, indem man die Aktienkapitaliſten mit 
Staatsrenten ablöſt. Man überſieht dabei 
aber nur zu leicht, daß die Gründung von 
Aktiengeſellſchaften und die Möglichkeit der 
Vermehrung der Kapitalien von Aktiengeſell⸗ 
ſchaften aus dem freien Anlagemarkt heraus 
die Steigerung der Produftivität am beſten 
verbürgt und insbeſondere die Beſchaffung 
großer Kapitalien zur Anſtellung von Er- 
perimenten und Verſuchen erſt ermöglicht. 
Den von mir bezeichneten vorſichtigen 
Weg täte man ſchon dann gut zu 
gehen, wenn Deutſchlands Induſtrie und 
Handel heute im Vollſaft der Vorkriegs 
tage ſtünden. Aber wir haben heute, nach 
faſt fünfjährigem Krieg und beſonders 
nach dem Verluſt des Krieges, mit der Tat 
ſache einer ganz enormen Schwächung des ge⸗ 
ſamten induſtriellen Apparates zu rechnen. 
Ganz mit Recht hat der — theoretiſch zu den 
radikalſten Sozialiſten gehörige — bayeriſche 
Mintſterpräſident Kurt Eisner ausdrücklich 
vor einer Ueberſtürzung der Nationaliſierung 
der Induſtrie gewarnt. Er hat damit be- 


wieſen, ein wie guter Marrift er iſt. Karl 


Marx hat die Vergeſellſchaftung des Kapi⸗ 
tals ſich in der Weiſe vorgeſtellt, daß ein 
fatter, reifer Kapitalismus gewiſſermaßen, 
von ſelbſt in die Vergeſellſchaftung hinein⸗ 
gleitet. Aber er hat ſich den Sozialismus 
nicht etwa als Konkursverwalter einer han 
kerotten kapitaliſtiſchen Wirtſchaft gedacht. 
Die deutſche Wirtſchaft muß deshalb, ſoweit 
ſie ſich bei ſorgfältiger Prüfung als noch 
micht reif für die Nationaliſierung erweiſt, 
zunächſt noch 


heute ſchon die Unternehmer darauf ein⸗ 
ſtellen, daß das Produzieren von Gütern ir 
Zukunft eine Art öffentlichen Amtes mi 
öffentlich rechtlichen materiellen und 
liſchen Beſchränkungen belaſtet — jem 


A 
Pair 


in der Pflege der Privat- 
kapitaliſten belaſſen werden. Nur müſſen ſich 
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Deulſche Schiffshypothelienbantien. 


Von P. N. Singer, Hamburg. 


Die deutſche Volkswirtſchaft wird nach dem 
Kriege nicht mehr in der Lage des reichen Mannes 
ſein, der aus dem Vollen lebt und nichts dagegen 
hat, wenn auch der Nachbar gut an ihm verdient. 
Wir müſſen unfer Geld zuſammenhalten und kön⸗ 
nen es uns nicht mehr leiſten, dem bejonderen 
Zweige der Induſtrie eines Nachbarlandes eine 
Summe von vielen Millionen jährlich zu verdienen 
zu geben. Der Weltkrieg hat unſere Augen für 
Verhältniſſe geſchärft, die feindliche oder neutrale 
Nachbarländer begünſtigten, ihnen Gewinne von un⸗ 
ſerer Seite in den Schoß warfen, die wir ſelber 
im Lande behalten konnten und in Zukunft behalten 
müſſen, und zwar ſchon in Rückſicht auf unſere 
Valuta, deren Entwicklung wir aufs ſchärfſte im 
Auge behalten müſſen. Die Erwägungen, mit denen 
ſich auch weite Kreiſe, nicht nur der Waſſerkante, 
anläßlich der Erörterungen im Reichstage und in 
der Preſſe vor Verabſchiedung des NeichSbeihilfen- 
geſetzes zum Wiederaufbau unſerer Handelsflotte bes 
ſchäftigten, führten auch dazu, die Frage der 
Schiffsbeleihung näher ins Auge zu faſſen, 
die in engerem Zuſammenhang ſteht mit der Wieder⸗ 
aufrichtung unſeres Frachtſchiffparkes, und zwar jo= 
wohl der Binnenſchiffahrt und der kleinen Küſten— 
ſchiffahrt wie der Seeſchiffahrt. Bisher haben die 
holländiſchen Schiffswerften aus den 
dauernden zahlreichen Aufträgen zum Bau Deuts 
ſcher Binnenſchiffe, insbeſondere zum Nach— 
teil unſerer Rheinſchiffswerften, aber auch deutſcher 
Küſtenfahrzeuge und kleiner Seeſchiffe weit mehr als 
100 Mill. A vereinnahmt; und es ift kein Ges 
heimnis, daß die holländiſchen Werften dieje Auf⸗ 
träge niemand anders als den holländiſchen 
Schiffsbeleihungsbanken zu verdanken 
haben, die in enger Verbindung mit ihnen und mit 


den niederländiſchen Verſicherungsgeſellſchaften ar 


beiten, welche ebenfalls in der Schiffahrt ihr Be— 
tätigungsfeld ſehen. Fur unſere Binnenſchiffahrt 
hat fih das Arbeiten mit den holländiſchen Schiffs- 
kreditinſtituten bisher recht teuer geſtellt, wie uns 
ſchon deren Dividenden erzählen. Bewegt ſich 
doch deren Durchſchnitt in den Jahren 1911/1915 
zwiſchen 9,2 und 13,7%, während einzelne ſogar ihren 
Aktionären bis zu 20% ausſchütten konnten. Daß 
ſich dieſe Banken auch für die Zeit nach dem Kriege 
ein recht gewinnbringendes Geſchäft mit Deutſchland 
verſprechen, geht ſchon aus der Tatſache hervor, 
daß die führende Bank, die Neederlandſche Scheeps⸗ 
Hypothekenbank kürzlich ihr Kapital um 10 Mill. / 
erhöht hat, und daß zu den beſtehenden zehn hollän⸗ 
diſchen Hypothekenbanken im Mai 1917 noch die 
Rotterdamer Internationale Scheeps⸗ Hypothekenbank 
mit 2 Millionen Gulden Kapital hinzutrat, während 
noch andere Schiffsbeleihungsbanken in der Grün⸗ 
dung begriffen find. Der andauernde Abs 
fluß deutſchen Geldes in Form von Schiffs⸗ 


baugeldern und Schiffshypothekenzinſen nach Hol⸗ 
land muß jetzt endlich energiſch verhindert und die 
Loslöſung unſerer Beſchaffung von Gees und Fluß⸗ 
ſchiffen vom Auslande durchgeführt werden. Nament⸗ 
lich unſere Bin nenſchiffahrt, und da wies 
der in erſter Reihe die Nheinſchiffahrt, ijt feit langem 
abhängig, und zwar in drückender Weiſe ab⸗ 
hängig von den holländiſchen Banken. Dazu 
kommt noch, daß die Belaſtungsverhältniſſe ſich ſo⸗ 
gar noch während des Krieges ſehr zu Un⸗ 
gunſten der deutſchen Reeder verſchärft haben, und 
zwar dadurch, daß der deutſche Schuldner den Kurs⸗ 
verluſt zu tragen hat, obgleich die Banken natür⸗ 
lich die Darlehen zunächſt aus ihren in Deutſch⸗ 
land befindlichen Kapitalien hergeben. Dieſe finan⸗ 
zielle Abhängigkeit von den holländiſchen Schiffs⸗ 
beleihungsbanken und vom holländiſchen Schiffsbau 
— der allerdings eine beſondere Anziehungskraft 
hatte — infolge geringer Belaſtung durch Steuern, Ar⸗ 
beiterfürſorge und die beſondere Billigkeit des deut⸗ 
ſchen Schiffbaumaterials in Holland (bis zu 25 ‚ia 
pro Tonne billiger als bei uns zu Lande) hat bei 
uns zuerſt in der Binnenſchiffahrt, dann in weiteren 
Kreiſen eine Bewegung erſtarken laſſen, die auf 
die Schaffung deutſcher Schiffshypothekenbanken hin⸗ 
zielt. 

Unſere Werftinduſtrie hat ſich ſchon feit 
langer Zeit für die Gründung einer deutſchen Schiffs⸗ 
beleihungsbank ausgeſprochen. Und ihr Intereſſe 
an einer ſolchen Gründung ſpringt denn auch be⸗ 
ſonders in die Augen, und zwar namentlich das 
Intereſſe an der Errichtung einer Hypothekenbank, 
die auch Seeſchiffe umfaſſen ſoll. Gerade die 
Seewerften dürften ſogar den Wunſch haben, ſich 
an der Finanzierung einer Schiffsbeleihungsbank 
aktiv zu beteiligen. Können ſie doch wohl annehmen, 
daß ihnen mindeſtens derſelbe Nutzen daraus ent⸗ 
springen wird, den bisher ihre holländiſchen Kol- 
legen aus ihrer nahen Verbindung mit den Bank⸗ 
inftituten ihres Landes gezogen haben: Ein Nutzen, 
der vor allem beſteht in den Aufträgen der mit den 
Beleihungsbanken arbeitenden Needer und der gün⸗ 
ſtigen Verzinſung der von ihnen in den Banken in⸗ 
veſtierten Kapitalien. Außerdem werden ſie klei⸗ 
neren Reedereien gegenüber nicht mehr gezwungen 
ſein, wie bisher ſo oft, den Baupreis zum Teil 
zu ſtunden, wenn erſt ihren Auftraggebern die Hilfe 
einer Schiffsbeleihungsbank zur Seite ſteht, zumal 
dadurch die Forderung der Werft in höherem Maße 
geſichert wird als jetzt durch ein bloßes, durch keine 
Hypothek geſichertes Pfandrecht an den von ihnen 
gebauten Schiffen. Andererſeits wird ihre Mit⸗ 
arbeit eine ſolche Bank in den richtigen Tätigkeits⸗ 
grenzen zu halten vermögen; wird ihnen doch in 
erſter Linie ein Urteil über die Kreditwürdigkeit 
der mit ihnen arbeitenden Reeder zuſtehen. Auf 
dieſe Kreditwürdigkeit wird aber die Verwaltung der 


Bank jo lange beſonderen Wert legen müſſen, als 
der Schiffsbeleihungsbank noch rechtliche Unſicherheit 
in erheblichem Umfange anhaftet. 

Die juriſtiſchen Anſicherheiten find 
es auch, die das deutſche Kapital bisher von dem 
Geſchäfte der Gewährung von Nealkredit auf Schiffe 
ferngehalten hat. Es fehlte eben dem deutſchen 
Kapitaliſten das nötige Zutrauen zu einem Schiffs⸗ 
kredit an ſich, da ein ſchwimmendes, den Gefahren 
und Zufälligkeiten des „keine Balken tragenden“ 
Weltmeeres ausgeſetztes Weſen gemeinhin als ein 
zu unſicheres Pfandobjekt galt. Unſer Handelsgeſetz⸗ 
buch hat eben in der Entwicklung des Schiffs⸗ 
pfandrechtes mit demjenigen des Pfandrechtes 
an Grundſtücken keineswegs Schritt gehalten. Das 
Schiffsregiſter, in das alle Eigentumseintra— 
gungen und Belaſtungen eingetragen werden, beſitzt 
nicht dieſelbe Bedeutung wie das Grundbuch, das 
öffentlichen Glauben genießt. Wer nämlich darin 
als Eigentümer oder Pfandgläubiger eingetragen iſt, 
iſt als ſolcher auch legitimiert, ganz gleich, ob die 
Eintragung irrtümlich oder richtig war. Für das 
Schiffsregiſter iſt der Erwerb des Eigentums unab⸗ 
hängig von der Eintragung. Ein eingetragenes 
Pfandrecht iſt wertlos, wenn der eingetragene Pfand⸗ 
ſchuldner nicht der richtige Eigentümer iſt. Mot- 
wendig wäre eine grundlegende Aenderung der 
Natur des Schiffsregiſters in ber. Ni» 
tung eines logiſchen Ausbaues des Eigentumsrechtes 
an Seeſchiffen entſprechend dem Grundbuchrecht. Da- 
durch würde für das Schiffspfandrecht eine völlig 
geſicherte Rechtsgrundlage geſchaffen wer- 
den. Dann würden wir ſogar einen Vorſprung vor 
dem holländiſchen Hypothekenverkehr erlangen, der 
nur die Beleihung von Schiffsneubauten 
kennt, weil nur bei dieſen das Eigentum klarliegt. 

Durch ſolche Aenderungen der Geſetzgebung 
würde bei uns einer großen Schiffshypothekenbank 
der Weg geebnet werden. Die Gefahr, die darin 
liegt, daß ein Schiff nur beſchränkte Lebensdauer hat, 
könnte durch eine Beſchränkung auf Amorti- 
ſationshypotheken ſowie durch entſprechende 
Verſicherung ausgeſchaltet werden. Als weitere 
Vorausſetzung für die Errichtung einer Schiffs⸗ 
hypothekenbank auf deutſchem Reichsgebiet wurde 
bisher meiſtens angeſehen, daß eine internationale 
Anerkennung des Schiffspfandrechts herbeigeführt 
werden müßte. Aber die Erfüllung dieſer Voraus- 
ſetzung wäre erſtens nur auf Holland beſchränkt, da 
es allein von allen Staaten die Einrichtung eines 
Schiffsregiſters getroffen hat; und wir brauchen nur 
anzudeuten, daß es ja gerade Holland ift, beffen 
Eindringen in die deutſchen Schiffahrtskreiſe nach 
unſerer Anſicht eingedämmt werden muß. Diejenigen 
Staaten aber ferner, mit denen wir augenblicklich im 
Kriegszuſtand leben, werden ohnedies wenig geneigt 
ſein, Verträge mit uns abzuſchließen. Hinſichtlich der 
beſtehenden beiden belgiſchen Schiffshypotheken⸗ 
banken wird aber hoffentlich der Friedensſchluß durch 
geſetzliche Regelung alle Hinderniſſe aus dem Weg 
räumen, 
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Das erforderliche Anlagekapital für eine deutſche 
Schiffshypothekenbank muß durch Inhaber- 
ſchuldverſchreibungen „Schiffspfandbriefe) 
aufgebracht werden. Zur Genehmigung, ſolche aus⸗ 
zugeben, haben ſich bereits verſchiedene Bundes⸗ 
ſtaaten bereit erklärt, und zwar neben Olden⸗ 
burg der Bundesſtaat Hamburg, in dem daher 
jetzt auch die Gründung einer großen Schiffs⸗ 
hypothekenbank mit einem vorläufigen Aktienkapital 
von 10 Will. SM geſchehen ift. Das Inſtitut 
dürfte ſich zunächſt vornehmlich der Beleihung von 
Flußſchiffen auf den deutſchen Waſſerſtraßen widmen. 
Aber es iſt bereits feſtgelegt worden, daß 
es ſpäterhin auch in der Beleihung von See⸗ 
ſchiffen tätig fein wird. — Während bisher die Ne- 
gierung Preußens der Zuläſſigkeit der Ausgabe 
von Schiffspfandbriefen ablehnend gegenüberſtand, 
ijt fie doch durch die durch den Weltkrieg ges 
ſchaffenen Verhältniſſe zu einer weitherzigeren Auf⸗ 
faſſung veranlaßt worden, und ihre Genehmigung 
hat zweifellos eine Beſchleunigung erfahren durch, 
das eben erwähnte Vorangehen des hamburgiſchen 
Senates auf dieſer Bahn. Außer in Hamburg hat 
man ſich ſchon ſeit längerer Zeit in Oldenburg 
und Bremen mit dem Plan zur Schaffung von 
Hypothekenbanken, bezw. von einer gemeinſamen 
Hypothekenbank der beiden Städte beſchäftigt und 
auch erreicht, daß ſowohl in Oldenburg wie in Bremen 
die rechtliche Möglichkeit geſchaffen worden iſt, auch 
an Neubauten Schiffspfandrechte zu beſtellen, 
und zwar landesrechtlich auf Grund des Artikels 20 
des Einführungsgeſetzes des HGB. und des Artikels 3 
des Einführungsgeſetzes zum BGB. Außer in den 
genannten Städten beſchäftigt man ſich auch in 
Emden mit dem Projekt. Emdens Oberbürger⸗ 
meiſter Fürbringer hat ja im Anfang Mai vor. J. im 
preußiſchen Abgeordnetenhauſe auch wieder den An⸗ 
trag geſtellt, ob nicht unter Mitwirkung der preußi⸗ 
ſchen Seehandlung und unter Beteiligung von 
Staatsmitteln ein Vankinſtitut für Gewäh⸗ 
rung von Schiffsdarlehen auf preußiſche Gees und 
Vinnenſchiffe zu errichten fet wobei er betonte, daß 
die Deutſche Verſicherungsbank G. mi b. H. die Finan⸗ 
zierung bewirken wolle, ſofern ihr die Seehandlung 
durch kurzfriſtige Darlehen Unterſtützung leihe. Da 
jedoch die Regierung erklären ließ, zu dem Antrage 
noch nicht endgültig Stellung nehmen zu können, 
hat die Handels- und Gewerbekommiſſion dann Ver⸗ 
tagung des Antrages beſchloſſen. 

Gegner des Planes der Gründung von beut⸗ 
ſchen Schiffsbeleihungsbanken haben ſich auch dar- 
auf geſtützt, daß bisher die Großreedereien 
kein Hehl daraus gemacht haben, daß ſie einer ſolchen 
Gründung keineswegs freundlich gegenüberſtehen, im 
Gegenſatz zu dem Verein Deutſcher Seeſchiffswerften. 
Die Großreedereien waren bisher auf eine Kredite 
gebung von feiten einer Schiffsbeleihungsbank durch 
aus nicht angewieſen, weil ihnen die Beſchaffuns 
von Geldmitteln durch Ausgabe neuer Aktien over 
Obligationen ſowie der Kredit von Großbanken in 
völlig ausreichendem Umfange jederzeit zur Vers 


fügung ſtand. Aber die Verhältniſſe haben ſich auch 
für die Großreedekeien durch den Krieg doch in 
mancher Hinſicht geändert. Selbſt wenn ihnen die 
genannten Quellen des Kredites nach dem Kriege 
ebenſo wie früher zur Verfügung ſtehen ſollten, ſo 
darf man doch nicht überſehen, daß auch für ſie 
trotz der Hergabe der Neichsbeihilfen für den Wieder⸗ 
aufbau ihrer Flotte nicht die geſamten Koſten für 
den Erſatz ihres Schiffsparkes zur Verfügung ge- 
ſtellt werden, ſondern daß die Reedereien ſelbſt 
noch ganz erhebliche Summen zu dieſem 
Zwecke aufwenden müſſen. Da ihnen aber alles 
an einer möglichſt ſchnellen Wiedererreichung 
ihres Schiffsbeſtandes zur Zeit vor dem Kriege ge— 
legen ſein muß, ſo wird ſich wohl doch die eine oder 
andere große Reederei nicht dagegen ſträuben, wenn 
ihr durch die Gewährung einer Hypothek ſeitens einer 
deutſchen Seeſchiffsbeleihungsbank die Möglichkeit ge⸗ 
geben wird, bei den Werften noch mehr Bauaufträge 
ſofort unterzubringen, als ſonſt vielleicht von 
dieſen angenommen würden. Ju noch weit höherem 
Maße aber werden die kleineren Needere ien, 
namentlich die Trampreedereien ein lebhaftes Inter⸗ 
eſſe an der baldigen Gründung einer deutſchen 
Schiffsbeleihungsbank haben. Den Großreedereien 
könnte aber ſehr wohl der Wunſch entſtehen, durch 
Rapitalbeteiligung an deutſchen Schiffsbeleihungs⸗ 
banken gerade wegen deren enger Verbindung mit den 
Trampreedereien eine ſtarke Einflußnahme zu ge⸗ 
winnen. Die oft bewieſene volkswirtſchaftliche Ein⸗ 
ſicht gerade unſerer großen Reedereien dürfte aber 
dafür bürgen, daß die Wacht, die ihnen durch ihre 
Teilnahme an der Verwaltung einer Schiffshypo⸗ 
thekenbank zuwächſt, von ihnen nicht einſeitig und 
damit dem Gemeinintereſſe zuwider ausgeübt wird. 
Obgleich jedoch bisher weder die Großreedereien noch 
die Werften eine Beteiligung an der Verwaltung 
deutſcher Schiffsbeleihungsinſtitute gewonnen hätten, 
mußten ſie aus deu geſchilderten Gründen der Er- 
richtung einer ſolchen Bank wohlwollend gegenüber⸗ 
ſtehen. Tatſächlich iſt im Aufſichtsrate der Ende 
Februar d. J. in Hamburg mit 10 Mill. “ Kapital 
gegründeten „Deutſchen Schiffsbelei⸗ 
hungsbank, Akt.⸗Geſ.“ ſowohl die Binnen⸗ 
ſchiffahrt (Berliner Lloyd) wie die Großreederei 
(Deutſch⸗Auſtraliſche Dampfſchiffs⸗Geſ.) vertreten. 


Die Bremer und Oldenburger Intereſſen find ge⸗ 


wonnen worden durch die Beteiligung der Deutſchen 
Nationalbank und der Oldenburgiſchen Landesbank. 
Im weſentlichen iſt aber dieſes neue Bankinſtitut 


von Großbanken, die in Kreditgeſchäften ſich 


bereits bisher betätigt haben, und von großen 
Privatbankfirmen allein ins Leben gerufen worden 
iſt. Ueber die beabſichtigte Art und Weiſe und 
den Umfang, in dem die Kredithergabe 
geſchehen ſoll, verlautet nicht wiel. Gegenſtand des 
Unternehmens ſoll fein: 1. Gewährung von Dar⸗ 
lepen gegen Beſtellung von Pfandrechten an deut- 
ſchen Seeſchiffen und Flußfahrzeugen und Veräuße⸗ 
rung von derart geſicherten Forderungen; 2. Aus⸗ 
gabe von Schuldverſchreibungen (Schiffspfand⸗ 
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briefen) gegen Deckung in Darlehnsforderungen der 
vorgedachten Art und den ſie ſichernden Schiffs⸗ 
pfandrechten; 3. Vermittlung von Darlehen gegen 
Beſtellung von Pfandrechten an Schiffen und Ver⸗ 
waltung ſolcher Darlehen für Dritte; 4 Ankauf, 
Verkauf und ſonſtige Verwertung von Schiffen und 
Beteiligung an Neederei-Unternehmungen, doch nur 
ſoewit der Schutz der von der Bank gewährten 
Darlehen ſolche Geſchäfte nötig macht uſw. Die 
Hamburger Bank iſt berechtigt, Pfandbriefe bis zu 
einem Betrage von 100 Will. / auszugeben. 

Für die Errichtung einer deutſchen Schiffs⸗ 


beleihungsbank kam in erſter Linie Hamburg in 
Betracht. Da das 


Hypothekenbankgeſetz vom 
13. Juli 1899 nur für Vanken gilt, die fidh 
mit der hypothekariſchen Beleihung von Grundſtücken 
befaſſen, ſo kommt die dort vorgeſehene Genehmigung 
des Bundesrats für Schiffsbeleihungsbanken nicht 
in Frage. Dagegen iſt zurzeit nach der Bundesrats⸗ 
verordnung über die ſtaatliche Genehmigung zur Er- 
richtung von Aktiengeſellſchaften uſw. vom 2. Nos 
vember 1917 eine ſtaatliche Genehmigung erforderlich, 
die von der Landeszentralbehörde im Einvernehmen 
mit dem Neichsbankdirektorium zu erteilen iſt. Zur 
Ausgabe von Schuldverſchreibungen, die auf, den 
Inhaber ausgeſtellt werden ſollen, bedarf es außer⸗ 
dem der Genehmigung der Landeszeutralbehörde 
(Hamburger Senat). 

Der hamburgiſche Senat hat in Würdigung 
der großen Bedeutung, welche die Bank für die 
Förderung der geſamten deutſchen Schiffahrtsinter⸗ 
eſſen, insbeſondere für die Schaffung von Schiffsraum 
in der Zeit nach dem Kriege, in Anſpruch nehmen 
darf, dem Unternehmen jede Förderung zu⸗ 
geſagt, auch auf der Grundlage des dem Senate 
vorgelegten und von ihm gebilligten Satzungsent⸗ 
wurfes, deſſen Aenderung der Zuſtimmung des 
Senats bedarf, die Genehmigung zur Ausgabe 
von Schuldverſchreibungen in den durch 
die Satzung gegebenen Grenzen mit der Maßgabe 
erteilt, daß die Ausgabe wegen der zurzeit 
noch gebotenen Schonung des Geldmarktes erfi 
nach Beendigung des Krieges erfolgen 
darf. Beliehen werden können ſowohl Seeſchiffe 
wie Flußfahrzeuge, und zwar grundſätzlich nur gegen 
Beſtellung erſtſtelliger Schiffspfandrechte. Es kann 
aber auch das Bedürfnis hervortreten, Schiffe zu 
beleihen, während ſie ſich noch im Bau befinden. 
Die Gefahr, daß das der Vank durch Verpfändung 
beſtellte Pfandrecht durch ein vorgehendes geſetzliches 
Pfandrecht der Werft beeinträchtigt wird, wird bei 
ſorgfältiger Handhabung der Geſchäfte kaum vor⸗ 
kommen. Immerhin iſt dieſer Möglichkeit in der 
Satzung dadurch Rechnung getragen, daß das Pfand⸗ 
recht an einem im Bau befindlichen Schiffe nur 
zu einem Teile zur Deckung der Gläubiger verwandt 
werden darf. 

Um das Vertrauen in die Sicherheit der Schuld⸗ 
verſchreibungen in jeder nur denkbaren Weiſe zu 
ſtärken, erſchien es auch dem Senat erwünſcht, auch 
eine bei der abgeſonderten Befriedigung etwa ver⸗ 
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bleibende Ausfallforderung für ben Kon⸗ 
kursfall mit einem Vorrecht auszuſtatten, das 
ihre volle Deckung aus der Konkursmaſſe erwarten 
läßt. Dadurch, daß das Vorrecht nur mit Schuld» 
verſchreſbungen verbunden werden kann, die mit 
ſtaallicher Genehmigung ausgegeben find, wird er- 
reicht, daß es nur ſolchen Anſprüchen zukommt, 
für die es beſtimmt ift, und daß jede mißbräuch⸗ 
liche Anwendung der Vorſchrift ausgeſchloſſen it. 
Bei der außerordentlichen Bedeutung, die die 
Verſorgung mit friſchen Fiſchen für die Ernährung 
des deutſchen Volkes nach dem Kriege haben wird, 
iſt es unumgänglich erforderlich, die deutſche Cec- 
fiſcherei nach Friedensſchluß energiſch zu fördern 
und auszudehnen. Um aber die Möglichkeit für dieſe 
weitere Ausdehnung zu ſchaffen, muß auch gerade 
für die Seefiſcherei die Veleihung ihrer Fahrzeuge 
durch eine Schiffshypothekenbank mit ins Auge ge— 
ſaßt werden, wofür ſich übrigens auch die Staatliche 
Fiſchereidirektion in Hamburg ausgeſprochen bat, 
Ebeuſo wie der Anterelbes und Küſtenſchifffahrts⸗ 
verein betont hat, daß eine kapitalkräftige Schiffs- 
beleihungsbank ein Segen für die Schiffahrt und 
daher freudig zu begrüßen ſein wird. Es bedarf 
alſo keiner weiteren Worte, daß eine ſolche Be— 
leihungsanſtalt von großer Bedeutung fein wird 
für die verſchiedenſten Zweige unſerer Volkswirt⸗ 
ſchaft, die einen weſentlichen Anteil an dem Wieder— 
aufbau unſeres geſamten Wirtſchaftslebens ſogleich 
nach Friedensſchluß zu übernehmen haben werden, 
* 


Gevue der Preſſeß,;, 


, Ueber eine . 
7 amerikauiſche e 
berichtet die „Nordd. Allg. Ztg.“ (30. Okto⸗ 
ber), daß die auf 27 Milliarden # geſchätzten Kriegs- 
7 koſten der Union im laufenden Finanzjahr zu ein 
$ Drittel durch eine Steuer, der Rejt von 16 Milliarden 
> bar durch eine Anleihe gedeckt werden ſoll, wobei 

die Tendenz der neuen Steuer dahin geht, die in 
Amerika jo häufigen Nieſeneinkommen in progreſ⸗ 
ſiver Weiſe heranzuziehen. Aus einer in der, 
„Chicago Daily Tribune gebrachten Tabelle, die die 
Beſteuerung in Amerika, England und Frankreich 
vergleicht, iſt zu entnehmen, daß latſächlich die nich» 


os riegfte Steuer in Frankreich erhoben wird, während. 


England wenigſtens die Einkommen bis zu 200 000 
> Dollar teilweiſe ſechsmal ſtärker heranzieht als Ame⸗ 
= rifa. (BVeiſpiel: Einkommen 6000 È; Steuer in 
8 Amerika 260 $, in England 1125 $, in Frankreich 
: 222 8). Die großen Einkommen unterliegen auch 
in Amerika ganz erheblichem Anſatz; 3. B. bei 
j einem Einkommen von 5 Millionen K: 3527095 $, 
alſo über die Hälfte. Ganz natürlich beſchäftigt 
man ſich jetzt bereits intenſio mit der 

* Preisgeſtaltung nach dem Kriege. 
Hierüber gehen allerddigs die Meinungen diame⸗ 
e tral "ungeitanber. Wiele Fachleute halten an der 


pfandbriefen iſt der Geſellſchaft ſeitens der preußi⸗ 


jetzigen Stellungen nicht werden verdrän 
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Inzwiſchen iſt die Deutſche Schiffs * 
pfandbriefbank Akt.⸗Geſ. in Berlin mit u 
einem Aktienkapital von 10 Mill. % durch eine s 
Gruppe von Großbanken und unter Beteiligung der . 
Deutſchen Verſicherungsbank gegründet worden. Auch 22 


ſie betreibt die Gewährung von Darlehen gegen 
Verpfändung von See- und Binnenſchiffen und Anz 
teilen an ſolchen Schiffen (Schiffsparten), die Aus⸗ 
gabe von feſtverziuslichen, auf den Inhaber lauten⸗ 
den Schiffspfandbriefen auf Grund der erworbenen 
Schiffspfandrechte geſicherten Darlehensforderungen. 
Die Genehmigung der Ausgabe von ſolchen Schiffs⸗ 
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ſchen Staatsregierung erteilt worden, Im April 
wurde ferner die. Gründung der Deutſchen 
Schiffskreditbank A.⸗G. in Duisburg 
mit einem Aktienkapital von 7 Mill. unter 
Führung des Barmer Bankvereins Hinsberg, Fiſcher 
& Co. mit einer Zweigniederlaſſung in Nürnberg 
vollzogen. Die Aktionäre verteilen ſich auf Baden, 
Bayern, Heſſen, Elſaß-Lothringen und Preußen 
(Preußen 3 Mill. ½. In dem Aufſichtsrat haben 
die Schiffahrtsintereſſenten die Mehrheit. Die 
Reichsregierung hat nicht die Abficht, wahllos 
Schiffsbeleihungsbanken entſtehen zu laſſen. Nach⸗ 
dem das Reichswirtſchaftsamt erklärt hat, nicht die 
Gründung eines Zeutralunternehmens in Berlin ges 
plant zu haben, wird es vorausſichtlich bei der 
Genehmigung von nur drei Inſtituten, nämlich 
denen in Hamburg, Berlin und Duisburg ſein Ex 
wenden Haben, 


— 


Meinung feſt, daß die hohen Preiſe noch längere 
Zeit nach dem Kriege auf allen Gebieten ſtehen 
bleiben werden. Im Gegenſatz dazu kündigt, den 
„Berliner Börſen⸗Courier“ (id, Noven 

ber) zufolge, ein ſchweizeriſches Exportblatt gerade 
ſtarke Preisſtürze an, und zwar aus folgenden Grün⸗ 
den: „1. Die Vermehrung der Welttonnage. Die 
unbeabſichtigte Wirkung des deutſchen Unterſeeboot⸗ 
krieges fei eine ſtarke Vermehrung des Weltfracht- 
raums durch Neubauten geweſen. Erſt wenn keine 
Kriegstransporte mehr zu beſorgen ſind, wird man 
feſtſtellen, in welch ſtarkem Maße ſich der Welt⸗ r 
frachtraum vergrößert hat. 2. Die Vergrößerung der 
induſtriellen Produktion. Die induſtriellen 1 
nehmungen find in fajt allen Ländern stark fane 
gewachſen und werden in der Lage ſein, ſich auf 
die Friedenserzeugung umzuſtellen und ſo 1 Ans 25 
gebot fertiger Ware erheblich zu vermehren. 3 Did 
Weltlage au Nohſtoffen. In allen Weltteilen lagen 
gewaltige Mengen von Rohſtoffen, die auf Ab⸗ 
transport warten müſſen, da, der größte Teil des 
Frachtraums für Kriegszwecke beſchlagnahmt iſt. 
4. Das Ueberangebot an Arbeitskräften. 
Millionen zurückkehrender Soldaten werden 
Wettbewerb mit den Frauen, die ſich * 
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wollen, dazu beitragen, daß die Arbeitslöhne und 
mithin die Herſtellungskoſten erheblich ſinken wer⸗ 
den. 5. Die Ausdehnung der europäiſchen Land- 
wirtſchaft. Dieſe hat ſich überall erheblich ver⸗ 
mehrt. Die Folge hiervon wird ein ſtarkes Sin⸗ 
ken der Preiſe für ländliche Erzeugniſſe ſein. 6. Der 
Fortfall des Monopolpreiſes. Der Hauptgrund für 
die heutige Preisſteigerung iſt, daß durch den Weg⸗ 
fall der Konkurrenz der Kunde ſich um Ware beim, 
Lieferanten bemühen muß und nicht umgekehrt, wie 
es früher war. Die Höhe des Einkaufspreiſes wird 
durch die Tatſache beſtimmt, daß der Verbraucher 
jeden Preis zahlen muß. Beim Wiederaufleben des 
Wettbewerbs fällt die Monopolwirkung fort, da. 
der Fabrikant ſich wiederum um den Abnehmer 
bekümmern muß.“ Hoffen wir, daß dieſe Anſicht 
in Erfüllung geht. — Man kann der „Handels 
Revue“ (9. November) beipflichten, wenn ſie einem 
juriſtiſchen Mitarbeiter das Wort gibt, um die 


dringende Notwendigkeit einer Reform des Poſt⸗ 
geſetzes 


zu empfehlen. Der Glaube des Publikums, daß 
man bei Nachnahmeſendungen alles getan habe, 
wenn man den ſogen. Einlieferungsſchein in der 
Hand habe, wird ſtark erſchüttert, wenn der „Er⸗ 
ſatzfall“ wirklich eintritt; denn laut Geſetz haftet 
bei Nachnahmen die Poſt für gewöhnliche Pakete 
mit 3 A auf das Pfundgewicht des aufgelieferten 
Pakets. Es iſt daher vorgekommen, daß 3. B. der 
Abſender eines verlorenen 11 Pfd. ſchweren Pa⸗ 
kets mit feinem Damentuch nur 4,50 4 erſetzt be⸗ 
kam, während der wahre Verluſt 91 % betrug. 
Diefen Ausgang hätte er allerdings vermeiden fön- 
nen, wenn er die Sendung als Wertpaket oder 
doch wenigſtens als eingeſchriebene Sendung hier- 
für Erſatz bis zu ausgerechnet 42 ) aufgegeben 
hätte. Aber dazu mag ſich nicht jeder entſchließen; 
denn viel Freude macht die Aufgabe beſonders unter 
Wertangabe bei den Poſtbehörden gerade nicht. Das 
Publikum hat im Gegenteil ſtets das Gefühl einer 
mehr oder weniger beabſichtigten Chikane, zum mina 
deſten iſt es über die ewigen Zurückweiſungen und 
ſonſtigen Umſtändlichkeiten erbittert. Wertſen⸗ 
dungen ſind daher nicht ſehr beliebt. Nun ſchlägt 
der Verfaſſer mit Nückſicht auf das ehrwürdige Alter 
unſeres Poſtgeſetzes (1871) vor, dem angefeindeten 
§ 9 folgende Faſſung zu geben: „Im Falle eines 
Verluſtes oder einer Beſchädigung eines gewöhn⸗ 
lichen Paketes vergütet die Poſtverwaltung für jede 
500 Gr. 6 % der ganzen Sendung. Gewöhnliche Pa- 
kete, die weniger als 500 Gr. wiegen, werden dem Pa⸗ 
ket zum Gewicht von 500 Gr. gleichgeſtellt und 
überſchießende Gramme für 500 Gramm gerechnet.“ 
Man ſieht, die Haftpflicht wird auf das doppelte 
des früheren Satzes, ziemlich zeitgemäß feſtgeſetzt, 
So hofft der Verfaſſer, daß die Einlieferer bei 
Verluſt wenigſtens annähernd den wirklichen Wert 
erſetzt bekommen. Bei höheren Werten habe man, 
es ja immer in der Hand, ſich durch Wertangabe 


zu ſichern. — In der „Kölniſchen Volks- 
zeitung“ (12. November) ſpricht Dr. Joſef Wif- 
den (Düffeldorf) beherzigenswerte Worte über 


Notſtandsaufgaben der Aebergangszeit. 


Wir können, jagt der Verfaſſer, mit vollem Berz 
trauen die gegenwärtigen Erſchütterungen des Wirt- 
ſchaftslebens abwarten. Das Gebot der Stunde iſt 
natürlich die Verſorgung der Arbeitsloswerdenden. 
Da erſcheinen zwei Pflichten: Die Beſchaffung von 
Arbeitsgelegenheit und die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung. Staat und Gemeinde müſſen hier die 
Einlöſung bewirken, vor allem jedoch der Staat, 
der reichliche Aufträge, etwa die Herſtellung von 
Eiſenbahngerät in die Wege leiten ſoll. Sodann 
kann die Landwirtſchaft einen Teil der Induſtrie⸗ 
arbeiter aufnehmen, und daneben möge die Ge- 
meinde für Arbeit, z. B. im Baugewerbe, ſorgen, 
gegebenenfalls durch Notſtandsarbeiten. Die Untere 
ſtützung obliegt den Gemeinden, etwa nach dem 
Vorbild der Kriegswohlfahrtspflege; ſie darf keine 
Armenunterſtützung fein. Insbeſondere wird man 
ſich da der weiblichen Perſonen annehmen müſſen. 
Schließlich empfiehlt der Verfaſſer, unter allen Am- 
ſtänden eine unbedingte Pflicht zur Arbeit für jeder⸗ 
mann auszuſprechen, wobek eine Meldepflicht im 
weſentlichen einzuführen ſei. — Im Zuſammenhang 
mit der Uebergangswirtſchaft ſteht ein diskutabler 
Vorſchlag von Heinrich Dehmel in der „Kom- 
munalen Praxis“ (16. November). Bekannt⸗ 
lich iſt der gegenwärtige Wohnungszuſtand für alle 
Beteiligten, Behörden, Mieter und Beſitzer, unerträg⸗ 
lich. Es muß alſo geholfen werden, und da ſchlägt 
Dehmel vor, einen 


Zwangs ⸗Mieterverband 


zu gründen, d. h. eine ſtarke Zentralorganiſation 
für eine ſchnelle, durchgreifende Beſſerung der 
Wohnungszuſtände (Hygiene, möglichſte Billigkeit 
und zweckmäßige Preisregelung, Ordnung der 
Inſtandſetzung der Wohnungen uſw., Vechtsver— 
tretung der Mieter, Schaffung eines zuverläſſigen 
Verwalterſtandes). Von allen denkbaren Syſtemen 
wäre das beſte und zeitgemäßeſte nun ein Zwang 
zum Beitritt der geſamten ſtädtiſchen Mieterſchaft 
zum Verband, etwa probeweiſe für Berlin. Dadurch 
würde allen, nach Anſicht des Verfaſſers, geholfen. 
Ja, der Verband hätte ſogar eine beſonders wichtige 
Aufgabe: Aufkauf der Grundſtücke und ſomit ein 
Heranwachſen der Wieterſchaft zur Beſitzerin der 
Stadt. Natürlich ſoll dadurch nicht etwa eine kata⸗ 
ſtrophale Lage der Hausbeſitzer geſchaffen werden. 
Die entſtehenden Vorteile würden auch indirekt der 
Behörde dienen; es würden 3. B. die Prozeſſe erheb- 
lich abnehmen, der Verwaltungsbetrieb ſich ver— 
billigen. Die einzige Feindſchaft des Verbandes 
würde er ſich zuziehen durch das Abgraben der 
gefährlichen Bodenſpekulation und der Naubbauern. 
Das wäre aber zugleich eine Ehrenaufgabe des 
Verbandes. 
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Herr Otto Zier- 
Kriegssteuer und Bilanzierung. L Strassburg 1 


mir: Es entspricht den Grundsätzen einer soliden Ge- 
schäftsführung, die Vermögensteile vorsichtig zu bewerten 
und die jährlichen Abschreibungen so zu bemessen, dass 
sie eine angemessene Minderung des Wertes darstellen. 
Die Abschreibungen auf Gelände, Gebäulichkeiten, Ma- 
schinen etc. erfolgen nach bestimmten Normen, welche in 
der Regel ausreichenden Spielraum lassen, um den etwa in 
Frage kommenden besonderen Verhältnissen Rechnung zu 
tragen. Trotzdem stellen diese Normen nicht das Mittel 
dar, um zu dem wahren, dem wirklichen Wert eines Ge- 
genstandes, einer Maschine, oder was es auch sei, zu ge- 
langen. Die Höhe der eingetretenen Entwertung festzu- 
stellen ist meistens das Werk einer Schätzung; diese kann 
zu hoch oder zu niedrig ausfallen. Eine gewissenhafte 
Geschäftsleitung wird die Abschreibungen daher so hoch 
vornehmen, dass ihr nicht der Vorwurf gemacht werden 
kann, einzelne Teile des Geschäftsvermögens über den 
wahren Wert hinaus in die Bilanz eingesetzt zu haben, 
Dieses Verfahren ist in keiner Weise zu beanstanden; die 
meisten Handelsfirmen, und insbesondere auch Aklienge- 
sellschaften haben es sich zu eigen gemacht. Es führt 
aber dazu, dass sich eine sogenannte stille Reserve bildet, 
um deren Höhe der Gewinn des Unternehmens verkürzt 
wird. — Nach $ 40 bezw. $ 261 des H. G. B. sind sämt- 
liche Vermögensge genstärde und Schulden nach de 
Werte einzusetzen, der ihnen am Tage der Vermögens- 
aufstellung beizulegen ist, mit der Einschränkung, das 
Wertpapiere und Waren, die einen Börsen- oder Markt- 
preis haben, höchstens zu dem Börsen- und Markt- 
preis des Zeitpunktes, für welchen die Bilanz aufgestell 
wird, angesetzt werden dürfen. Uebersteigt aber diese, 
ıeis den Herstellungs- bzw. Anschaffungspreis, so ist 
letzterer einzusetzen. Aus dieser Bestimmung geht zu- 
nächst hervor, dass der Gesetzgeber die Aufnahme von 
Kurs- und Konjunkturgewinnen in die Bilanz verbietet 
solange diese Gewinne nur auf dem Papier stehen und 
nicht realisiert sind. Man darf aus ihr aber auch den 
Schluss ziehen, dass es in erster Linie der Wille des Ge 
setzgebers war, eine Ueberbewertung des vorhan- 


4 enen Vermögens zu verhindern. Dass gerade diese 


vorerwähnte Bestimmung dazu führen kann, dass sich 
sille Reserven bilden, ist bekannt und leicht zu beweisen, 
Um nur ein Beispiel zu geben: Ein Unternehmen hat 
im Laufe der Geschäftsjahre Aktien eines anderen Unter- 
nehmens zum Kurse von 175% erworben, Der Kurs 
dieser Papiere steigt bis Ende des Jahres, dem Zeitpunkt 
der Bilanzaufstellung, auf 225%. Trotzdem die Papiere 
also diesen Wert darstellen, sind sie nach den Vorschriften 
des Handelsgesetzbuches zu dem Selbstkostenpreis, näm- 
lich zu 175%, in die Bilanz einzusetzen. Es entsteht so- 
mit eine stille Reserve von 50°/, pro Aktie, und dies von 
Gesetzes wegen. Im allgemeinen ist die Frage sehr um- 
stritten, ob die Schaffung siller Reserven rechtlich zulässig 
ist, soweit ihre Entstehung nicht auf die vorerwähnte 
zwingende Vorschrift des H.G.B. zurückzuführen ist, Es 
ist ein offenes Geheimnis, dass viele Bankinstitute und 
Grossunternehmungen ausser den sogenannten echten, 
in der Bilanz aufgeführten Reserven, starke stille Reserven 
besitzen, Vermögenswerte, deren Vorhandensein aus der 
Bilanz nicht ohne weiteres hervorgeht, die aber mitarbeiten 
und jederzeit, gewissermassen mit einem Federstrich, 
herangezogen werden können, sei es zur Erhöhung des 
Jahresgewinnes — im Interesse einer stabilen Dividenden- 
politik —, sei es zur Deckung eines besonderen Verlustes, 
Es ist nicht der Zweck dieses Aufsatzes, Stellung zu der 
Frage zu nehmen, ob und bis zu welchem Umfange es 
gerechtfertigt erscheint, stille Reserven zu schaffen. Da 
sie im Geschäftsvermögen bleiben, ist der Aktionär zu- 
nächst nicht geschädigt, wenigstens jener Aktionär nicht, 
welcher in seinem Aktienbesitz mehr sieht, als nur ein 
Papier, das er erworben hat, um möglichst rasch einen 
grossen Kursgewinn und eine hohe Dividende ein- 
zuheimsen. Zwar hat der Aktionär gemäss § 213 des 
H.G.B. Anspruch auf den erzielten Reingewinn, so- 
weit seiner Verteilung nicht das Gesetz oder das Gesell- 
schaftsstatut im Wege steht. Es kommt auch hier und da 
vor, dass ein Aktionär Anfechtungsklage gegen einen 
Generalversammlungsbeschluss erhebt, indem er findet, 
dass gewisse Rücklagen oder Abschreibungen nicht erfor- 
derlich sind, und der entsprechende Betrag als Dividende 
zur Verteilung kommen müsse. Wer Aktionär im guten 
Sinne des Wortes ist, wird wohl mit einer angemessenen 
Verzinsung seines Geldes rechnen, im übrigen aber die 
Erhaltung und solide Fundierung des Unternehmens seinen 


Warenmarktpreise für Oktober 1918. 


Weizen New York (Winter hard Nr. 2 237,50 237,50 237,50 237,50 237,50 cts. per bushel 
Mais Chicagos Dr 130,50 | 116,50 130,62 | 132,00 119 cts. per bushel 
Kupfer, standard London | erh) VS 122 122 -£ perton 
Kupfer, elecirolyt London $ 133—137 | 133—137 | 133—137 | 133—137 | 133—137 | -f per ton 
Zinn London 9 © 377,50 377,50 334,00 335,00 335,00 | £ per ton 
Zink London 50—54 50—54 50—54 50—54 50—54 £ per ton 

Blei London 291/,-—301/,129%/,-—301/,1291/,— 303, 29 ½.—30½ 29 ½.—30½ .£ per ton 
Weissblech London 32/6 Font) 32/41], 32/3 32/3 sh per ton 
Silber London è 4957. 49 79 49 49 491), d per Unze 
Baumwolle loco New York i y 34,00 32,40 32,85 31,55 30,20 cts. per Pfd. 
Baumwolle Liverpool. f 2872 22,26 22,03 20,00 d per Pfd. 
Schmalz Chicago 822 26,65 25,80 25,65 25,00 26,75 Doll. per 100 Pid. 
Petroleum New York. . \ 15,50 15,50 15,50 15,50 15,50 cts. per Gallone 
Kaffee New York Rio Nr. 7 ` 9 10¼ 10 / 105/s 105/, cts. per Pfd. 
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persönlichen Interessen voranstellen. Das Unternebmen 
wird gewissermassen zu einer Person, welche um ihrer 
selbst willen da ist. Nicht selten verkörpern sich 
in ihm die Erfabrungen und Errungenschaften von Gene- 


rationen, es ist ein wichtiges Glied des gesamten Wirt. 


Schaflskörpers geworden und hat Pflichten gegenüber der 
Allgemeinheit, insbesondere auch die Pflicht, weit auszu- 
schauen, sich auf die ferne Zukunft vorzubereiten. Die. 
sieben mageren Jahre mass es überstehen können, ohne 
zu erlahnien und ohne in den Wellen des Wirtschafts- 
kaupfes zu versinken, Ist auch diese Auschauung nicht 
Gemeingut, so fla del sie sich doch in weiten Kreisen. 
Für die Finanzpolitik unserer führenden Untet nehmungen 
fehlt es daher nicht an Verständnis in der Oeffentlichkeit, 
und darin findet mau den Schlüssel, für die Art ihrer Bi- 
lanzierung, so wie sie sich im Laufe der Zeit und als 
nowendige Nolgeerscbeinuyng der geübten Finanztechnik 
herausgebildet hat. Von einschneidendem Einfluss auf 
die Bilanzierung dürfte sich das Kriegssteuergesetz vom 
21. 6. 16 erweisen: Geboren aus der Bedrängnis, ergie- 
bige Sieuerquellen zu schaffen, ist es ein Gesetz, welches 
dem Fiskus emen Gewinnanteil am Geschäftsgewinn sichert, 
d. h. an dem Gewinn, welcher den durchschnittlichen Frie- 
densgewinn der letzten 5 bzw. 3 Jahre übersteigt. Der 
Geschäftsgewinn ist nach den gesetzlichen Vorschriften 
und den Grundsätzen einer ordnungsmässigen Buchführung 
zu esmitleln. Der Staat ist Teilhaber am Gewinn 
geworden; er bält sich hinsichtlich der Ermittlung des zu 
versteuernden Reingewinns streng an das Handelsgesetz- 


buch sowie an die Vorschriften des Kriegssteuergesetzes. ' 
Das letꝛte e begrenzt die Höhe der Abschreibungen scharf. 


Es duldet die Bildung von stillen Reserven nicht und 
verlangt auch seinen Anteil an den gemachten Rücklagen, 
insoweit diese stenertechnisch in das Gebiet der „echten“ 
Reserven gehören. Diese Sachlage führt dazu, dass viele 
Gesellschaften z wei Bilanzen aufstellen, nämlich eine 
Geschäftsbilanz und eine Steuerbilanz. Hat also das Han- 
delsgesetzbuch die Bildung stiller Reserven eher begüns- 
tigt denn verhindert, so dürfte dem Kriegssteuer gesetz 
auch dem neuen Gesetzentwurf über die Kriegssteuer für 
das 4. Kriegsgeschäftsjahr — eine gegenteilige Wirkung 
beizumessen sein, die im Interesse der Solidität unserer 
Unternehmungen bedauerlich erscheint, so sehr es anderer- 
seits im Interesse der Allgemeinheit liegt, die Kr epsge- 
winne voll zu erfassen. 


Gedanken über den Geldmarkt. 


eigentlich nicht recht glaubhaft, es. 


Es klingt 
ist aber dennoch wahr, dass in den viereinhalb Jahren 
Krieg Reichsschatzamt und Reichsbank sich noch nicht 


über die bei Kriegsende zu treffenden Massnahmen 
schlüssig geworden sind, die notwendig sind, um bedeu- 


lende Kursrückgänge zu verhindern. Auf einen gewaltigen 
Materialandrang auf dem Kriegsanleihewarkte musste man 
auf alle Fälle, auch für den eines glücklichen Ausgangs 


des Krieges gefasst sein. Denn bei der ganzen Art det 


Placierung der Anleihen und der Heikunft der Gelder, 
aus denen sich die Zeichnungen rekrutierten, musste von 
vornherein klar sein, dass eine grosse Zahl von, Zeichnern, 
‚und zwar gerade solcher mit hohen Zeichnungsbelrägen, 
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‚verschiedentlich, unter anderem vom Schreiber dieser 


im Augenblicke, wo sich Ausbilcku tür die Ücbeuleilnng 
in die Eriedenswirtschaft eröffneten, ibio in Kriegsanleihe 
festgelegten Kapitalien zu realisieren suchen wür deu, um 
Gelder. für den Rohstoff- und Warenbezug vorrätig zu 
haben. Die Situation wird nun jetzt noch dadurch ver- 
schärft, dass auch aus den Kreisen der kleinen Zeichner, 
in denen nicht hinreichend bekannt ist, dass nach wie 
vor die Reichsbank Posten von 2000 % zum alten Kurse 
aufnimmt, erhebliches Material auf den Markt kommen 
wird, weil die Unruhe über die Zukunft der Kriegsanleilie 
bei dem einmal geweckten Misstrauen schwer wieder zu 
beseitigen ist. Unter, diesen Umständen und in einer Zeit, 
wo. erst übersilizte Verhandlungen stattfinden müssen, um 
ein Programm für eine Stützungsaktion für Kriegsauleihen 
auszuarbeiten, wäre es u. I ein schwerer Fehler, die 
Börse sofort wieder zu eröffnen, Unbedingt muss das 
Resultat der jetzt eingeleiteten Besprechungen abgewartet 
worden. Dass eine amtliche Notiz der Kriegsanleiben 
nicht eher möglich ist, bis durch die Stützungsaklion Be- 
ruhigung geschaffen worden ist, ist offenbar. Ebenso 
klar ist aber, dass man, wenn in absehbarer Zeit, 
die oflizielle Börsennotiz für Aktien und auch für 
den grössten Teil der festverzinslichen Werle wieder aufge- 
nommen werden soll, man nicht die im gesamten Volk unter- 


gebrachten Kriegsanleihen von der Notiz ausnehmen kann.“ 


Man kann den neuen Männern keinen Vorwulf aus 
dieser Gestaltung der Dinge machen, wohl aber muss bei 
dieser Gelegenheit gefragt werden, wie es möglich ge 
wesen ist, dass die alten Reichsbehörden sich von den 
Ereignissen so haben überraschen lassen: Schon bei Ge- 
legenheit der Besprechung der Propagierungsmöglich- 
keiten für die siebente und achte Kriegsanleihe wurde 


Zeilen im Gespräche mit Herren aus den zuständigen 
Aemtern darauf dıinglich hingewiesen, dass die Propa- 
ganda in wirtschaftlich einigermassen geschulten Kreisen 
dadurch ausserordentlich erschwert wurde, dass man die 
schwerwiegenden Bedenken über die Kursgestaltung der 
Anleiben beim Friedensschluss — und damals hoffte man 
noch zum mindesten auf eine Remis-Partie! — ‚nicht 
durch Hinweis anf konkrete Massnahmen der finanziellen 
Reichsleitung entkräften könne. Von Anleihe zu Anlejhe 
fand sich immer wieder in den Instruktionen, die als 
Hilfsmittel für die Anleihepropsganda, insbesondere auch 


im Heere, ausgegeben wurden, nur der wenig sagende ` 


gleichlörmige Passus, dass durch Errichtung von Darlehns- 
kassen und Weiter: Kunktionie:en der für den Krieg ge- 
schaffenen Lombardiustitutionen dafür gesorgt werden 
würde, dass Kursstürze vermieden würden. Ueber diesen 
dürftigen Gedanken, d. h. über seine Theorie, nicht etwa 
seine Uebertragung in die Praxis und straffe Organisation 
ist man aber nicht hinausgekommen, ; - 

Auch sonst scheint aus anderen Gründen die Wieder- 
eröffnung des offiziellen Börsenverkehrs noch keineswegs 
angebracht. Wir haben ja nicht eine beliebige Revolution 
erlebt, die irgend eine bisher opponierende Partei ans 
Ruder brachte, die im Grunde das Gleiche zu erreichen 
sucht, wie die alte Regierung, nur mit neuen Männern 


und anderer Taktik, Sondern wir sind. über Nacht von 4 


einer Gesellschaftsordnung in eine andere gestürzt worden 
Wenigstens dann, wenn es den neuen Männern ernst da- 
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mit und auch technisch möglich ist, das Programm der 
sozialistischen Republik zu verwirklichen. Unter diesen 
Umständen aber würde es sehr fraglich sein, ob auch 
dann noch die Börse dic zentrale Stellung im Wirtschafts- 
leben beibehalten würde, die ihr bisher zukam. Die 
Verstaatlichung des Bergwerkbesitzes und die Beteiligung 


des Staates au, anderen Zweigen des Wirtschaftslebens 


Plulws-Merkiafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:!) 


FH Reichsbankausweis. — CG. V.. Pom- 
A mersche Eisengiesserei und Maschinen- 
20, November fabrik, Klein, Schanzlin & Becker Akt.-Ges. 


Ironage-Bericht, — Bankausweise London, 
Paris. — @.-P.: Gesellschaft für elek- 
trische Hoch- und Untergrundbahnen, 
Werkzeugmaschinenfabrik Union Chem- 
nitz, Schlesische Holzindustrie vorm. 
Ruscheweyb. — Schluss des Bezugs- 
rechts Aklien Papierfabrik Sebnitz. 


@.- V.: Essener Creditanstalt, Braunkohlen- 


2 


Donnerstag, 
21. November 


g und Briketindustrie Akt.-Ges, Berg- 
Freitag, schlossbrauerei und Malzfabrik, Ver. 
22. November Flanschenfabriken und Stanzwerke 


Regis, 
Fabrik. 
Bankausweis New York, — G@.-V.. Waren- 
commissionsbank Hamburg, Berliner 
Akt.-Ges. für Eisengiesserei und Ma- 
schinenfabrikation, Leipziger Spritfabrik, 

` Breslauer Spritiabrik, Hofbrauhaus 

Hanau vorm. Nicolay, Brauerei Schifferer 

ene Kiel, Akt.-Ges. für Bürsten- Industrie 
! Rögner & Dukas, Düsseldorfer Eisen- 
bahnbedarf vorm. Weyer, Maschinenbau- 

Akt -Ges, Golzern-Grimma, Schuhfabrik 

Lingel, Berlin-Neuroder Kunstanstalten. 

— Schluss der Einreichungsfrist Aklien 

| Boden-Akt.-Ges., Berlin-Nord. 

G.-V.: Zuckerfabrik Fraustadt, Rheinisch- 
Westfälisches Elektrizitätswerk, Peniger 
Maschinenfabrik und Eisengiesserei, 
Adler & Oppenheimer Lederfabrik, 
Königsbrauerei Duisburg- Ruhrort. 


G. -., Berlin-Gubener Hutfabrik, Han- 


Byk-Galdenwerke Chemische 


Montag, 
25. November 


Dienstag, 5 n 5 2 
noversche Eisengiesserei, Ostebische 
26. November Spritwerke. ; 
, Reichsbankausweis. — @.-V.: Maschinen- 


fabrik Ranning, Zimmermann-Werke 
Akt.-Ges. Chemnitz, Soc. Anonyme des 
Hauts Fourneaux et Acieries Rumelange- 
St. Ingbert, Pommersche Eisengiesserei 
und Maschinenfabrik Akt.-Ges. Stralsund. 


Ironage-Bericht. — Bavtausweise London, 
Paris. — @.-V.: Berliner Elektrizitäts- 
werke, Sächsische Maschinenfabrik vor- 
mals Rich. Hartmann, Ludwig IIupfeld 

Akt.-Ges. 


| @.- V.:Hochfrequenz-Maschinen-Akt.-Ges., 
Gebr.. Heyl & Co. Akt. - Ges., Glad- 
bacher Spinnerei und Weberei in Liq., 
Zuckerraffinerie Magdeburg. 


Mittwoch, 
27. November 


7 


Donnerstag, 
28 November 


Freitag, 
29, November 


1) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über allo für fha 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. Über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Eroe a gesetzt, die sich anf den Tag genau nicht bestimmen 
assen. 3 
; 


'stark zu verändern. 


| Bankausweis New York. — @.-V.! Rom- 
bacher Hüttenwerke, Gutehoffuungshülte 
Aktienverein für Bergbau und Hütten- 
| betrieb, Maschinenbau-Akt. Ges. Markt- 
Redwitz vorm Rockstroh, Brauerei 
Paulsböhe vorm. A. Spitta, Akt.-Ges. 
für Schlesische Leinenindustrie Kramsta, 
| Aktienbrauerei Aachen, Oppelner Aktien- 
brauerci und Presshefefabrik, Bayerische 
Immobilien-Ges. München. — Schluss 
i der Umtauschfrist Aklien Thiederhall, 
Umtauschfrist Willener Siahlwerke. 


Sonnabend, | 
30. November 


Montag, 


een @.-V.: Danziger Aktien- Bierbrauerei. 


G.-V., Thüringische Nadel- und Stahl- 
warenfabrik Wolff Knippenberg & Co., 
Brölthaler Eisenbahn-Akt.-Ges. 


Verlosungen: 
22. November: Credit foncier. de 
France 3% Comm.-Obl. (1912). 25. No- 
vember: Pariser 2½ % II. Meir. 
Eisenb.-An!, (1904). 1, Dezember: 
3%, Credit foncier Egyptien Obl. (1911), 
2% Freiburger Staatsbank 100 Fr. 
(1895), 3½% Köln-Mindener 100 Tir. 
(1870), 4°/, Meining, Prämien-Pfandbr. 
(1871), 4½8%% Neapeler 150 Lire (1868), 
Oesterreichische 100 Gld. (1864), Tür- 
|. kische 400 Fr.-Eisenb. (1870). 


Dienstag, 
3. Dezember 


würden ja schon allein genügen, das Bild für die Börse 
Von den Fragen der Finanzpolitik 


ganz abgesehen. Erst die Konstituante, auf der 
durch die Möglichkeit des Zusammengebens des ge- 
samten liberalen und demokratischen Bürgertums mit 


den Mehrheits-Sozialisten der Regierung die Aussicht 
winkt, entgegen den weiter gehenden Plänen der 
mehr links stehenden sozialdemokralischen Gruppen 
das neue Deutschland in die Formen einer demokralischen 
Republik zu giessen, würde der Börse Gewissheit über die 
Rolle verschaffen, die sie in Zukunft spielen kavn, Bis 
dahin aber kann noch durch allerlei Zwischenfälle, durch 
Putschversuche von rechts und links, durch Stockungen in 
der Lebensmiltelversorgung und in der militärischen De- 
mobilisation, durch unerquickliche Zustände in den links- 
rheinischen Gebieten mit ihiem grossen Bergwerkbesitz, 
ihren Aktienfabriken und Hochofenwerken, während der 
Wochen des Waffenstillstandes eine Atmosphäre geschaffen 
werden, die der Abwicklung eines soliden und ruhigen 
Börsengeschäftes alles eher als zuträglich ist, und in der 
nur die Elemente, die gern im Trüben fischen, auf ihre 
Kosten kommen werden, Mag diese Forderung auch den 
dadurch betroffenen Interessenien als zu hart erscheinen, 
es scheint mir doch, als wenn den soliden Kreisen"der 
Börse und dem Publikum, der grösste Gefallen damit ge- 
tan wurde, dass die offizielle Wiederaufnahme des 
Börsenverkehrs bis zu der nach Zusammentritt der National- 
versammlunghoffentlicherfolgtenKlärungder innerpolitischen 
Lage vertagt werde. In der Zwischenzeit muss jedoch 
io der Angelegenheit der Aufnahme-Aktion für kriegs- 
anleibestücke so schnell und kräftig gearbeitet werden 
dass es möglich ist, ohne kostspieliges Abstossen des 


Stücke unter der Hand sich auf sie vorläufig Geld zu ver- 


schaffen um die notwendige Auffüllung der Wa m- und 


Rohstoffläger vorzubereiten. 


- £ _ 


PN rT" 


Hier und da aufgetauchte Sorgen, es könnten die neuen 
Männer an eine vorzeilige Konvertierung der Kriegsan- 
leihen etwa auf 3%,°%, oder an eine Abänderung der Aus- 
losungsbestimmungen der Reichsschatzanweisungen denken, 
scheinen nach cen bisherigen Verlautbarungen unbegründet, 
Die Vermögen und hohen Einkommen werden allerdings 
sehr scharf herangenommen werden. Darauf deutet schon 
die Verordnung hin, dass die Aktiengesellschaften in die 
Kriegssteuerrücklage 80%, (anstatt wie im Vorjahre 50%) 
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des im fünften Kriegsgeschäftsjahr erzielten Mehrgewinns 
einzustellen haben. Und die angekündigte Ueberwachung 
des Auslands- Brief- und Telegrammverkehrs soll Ver- 
mögenstransplantierungen in neutrale Länder schon jetzt 
vorbeugen. In all diesen Fragen wird man vielleicht schon 
in wenigen Wochen, wenn programmatische Erklärungen 
des Staatssekretärs des Reichsschatzamtes vorliegen, klarer 
sehen. Plutus. 


Plutus-Archiv. 
eue Literatur der Molkswirkfehaft und des Rechte. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 


besprechen. 


Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Reichsstempelgesetz nebst der Besteuerung des 
Personen- und Güter-Verkehrs, den wichtigsten 
Ausführungsbestimmungen und den Auslegungs- 
grundsätzen des Bundesrates. Textausgabe mit 
Einleitung. Anmerkungen und Sachregister. Berlin 1918, 
Verlag von Franz Vahlen. Preis 5.— M. gebunden. 

Einleitung. — Reichsstempelgesetz: Gesellschafts- 
verträge. — Ausländische Aktien, inländische und aus- 
ländische Kuxe, Schuld- und Rentenverschreibungen, 

Genusscheine, Gewinnanteilscheine und Zinsbogen. — 

Kauf- und sonstige Anschaffungsgeschäfte. — Spiel und 

Wette, — Frachturkunden. — Gesetz tiber die Besteuerung 


des Personen- und Güterverkehrs. — Erlaubniskarten für 
Kraftfahrzeuge. — Vergütungen. — Geldumsatze. — 
Grundstücksübertragungen. — Versicherungen. — All- 
gemeine Bestimmungen. — Schlussbestimmungen. — 


Stempeltarif, — Gesellschaftsverträge. — usw., Sachregister 

und Abkürzungen, 

Kaufmann und der Wiederaufbau des Wirtschafts- 
lebens. Von Universitätsprofessor Dr. M. Bonn, Di- 
rektor der Handelshochschule München. Vortrag, gehalten 
im Verband der am Uebersee- und Grosshandel beteilig- 
ten Firmen Wien — Triest, am 4, Februar 1918. Wien 
1918. Verlag der k. u. k. Manzschen Verlags- und Hof- 
buchhandlung. 

Die Kontrolle in kaufmännischen Unternehmungen. 
Von Professor Friedrich Leitner, Frankfurt a. M. 
J. D. Sauerländers Verlag. Preis geheftet 6,60 M., 
gebunden 8,40 M. 

Litêratur. — Die Kontrolle im allgemeinen. — Die 
Kontrolle der organischen Arbeit. — Die Revisionen, — 
Buchführung und Kontrolle. — Kontrolle der Kalkulation. 
— Die Statistik. — Die Statistik der Fabrikbetriebe. — 
Sozialstatistik. — Statistik im Bankgewerbe. — Die for- 
mularmässige Kontrolle. — Finanzverwaltung und Finanz- 
kontrolle. — Kreditkontrolle. — Anhang. — Sachregister. 
Sozialistische Monatshefte. Herausgeber Dr. J. Blo ch. 

Berlin 1918. Verlag der Sozialistischen Monatshefte. 
Preis des Einzelheftes 0,90 M. 

Heft 25: Das Ende des übernationalen Staates, Von 
Karl Leuthner. — Nation, Staat und Imperium. Von 
Dr. Ludwig Quessel. — Aufbau und Ausbau des 
Reichsarbeitsamtes. Von Max Schippel.— Vom Selbst- 
bewusstsein. Von Dr. Raphael Seligmann. — Hemm- 
nisse auf dem Weg zur geistigen und wirtschaftlichen 
Schulung der Frau. Von Theodor Thomas, 
Deutscher Wille. Kriegsausgabe des Kunstwarts. 

Herausgeber Ferd. Avenarius. München 1918. Preis 
vierteljährlich 4,50 M. Heft 1. Von Suggestion und 
Massenseele. Vom Herausgeber. 

Inwiefern Machlavellis Politik auch noch auf 

unsere Zeiten Anwendung habe. Von Johann 


Gottlieb Fichte. Eingeleitet und herausgegeben von 
Professor Dr, Josef Hofmiller. Leipzig 1918. Druck 
und Verlag von Philipp Reclam jun. Preis 1,35 M. 

Einleitung. — Ueber Machiavelli als Schriftsteller und 

Stellen aus seinen Schriften. — Einleitung. — Unsere Absicht. 

— Intellektueller undmoralischer Charakter desSchriftstellers 

Machiavelli. — Ueber Machiavellis Republikanismus und 

Monarchismus. — Ueber Machiavellis Heidentum, — 

Grosse Schreibe- und Pressefreiheit in Machiavellis Zeit- 

alter. — Machiavellis Schriften. — Inwiefern Machiavellis 

Politik auch noch auf unsere Zeiten Anwendung habe. — 

Stellen aus Machiavellis Schriften. — Beschluss. 

Geschäftsbericht des Kaiserlichen Aufsichtsamts 

für Privatversicherung für das Jahr 1917. Berlin 
1918. J. Guttentag Verlagsbuchhandlung. Preis 4,—M. 

Statistische Angaben. — Einwirkung des Krieges. — 

Sonstige Angelegenheiten. — Bemerkungen zu einzelnen 

Vorschriften der Versicherungsgesetze. 

Die auswärtigen Kapitalsanlagen vor und nach 
dem Weltkriege. Von Dr. Sigmund Schilder, 
Privatdozent an der Universität Wien. Berlin 1918. 
Herausgegeben vom Handelsvertragsverein. 

Die auswärtigen Kapitalsanlagen vor dem Weltkriege, — 

Die auswärtigen Kapitalsanlagen im Weltkriege und nach 

Friedensschluss. 


Wer trägt die Schuld am Kriege. Von Dr. Eduard 
David, M. d. R. Herausgegeben vom Vorstand der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands. Berlin 1917. 
Verlags- Buchhandlung Vorwärts Paul Singer 
G. m. b. H., Berlin SW 68, Lindenstr. 3. Preis o% 1.—. 

Die imperialistischen Grundursachen. — Die Entente 
als Weltverteilungssyndikat. — Die Politik der Zentral- 
mächte, — Die Einkreisung Deutschlands. — Etwas über 
den Kriegsplan. — Die Grösse der Gefahr für Deutsch- 
land. — Der Ausbruch der Krisis. — Die direkte Ver- 
handlung zwischen Wien und Petersburg, von Deutsch- 
land gefördert. — Der zweite Konferensvorschlag Greys, 
von Deutschland gefördert, — Greys Vorschlag von 

Oesterreich angenommen, von Russland abgelehnt. — 

Die russische Mobilisation, der Beginn des Krieges. — 

Die Mitschuldigen. — Jean Jaurös hatte die Situation 

richtig erkannt. — Der Mechanismus der Entente. — Ein 

Beitrag zur Frage der belgischen Neutralität. — Vertrags- 

brüche, grausame Kriegsführung und Greuelkultus, — 

Schluss. 


Wir machen unsere Leser auf den dieser 

Nummer beigefügten Prospekt Aus Deutsch- 

lands Waffenschmiede von Dr. J. Reichert auf- 
merksam. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil Dr. iur. Paul Er tel-Berlin, 


